
Damen und Herren: Wo ist nach dieser Erklärung unseres Präsidenten der mysteriöse Schleier, mit 
dem man so gern der wahren Erkenntnis über das Wesen und die Aufgabe unserer Justiz den Weg 
versperren möchte? ' t

Ich glaube, ich spreche in Ihrer aller Namen, wenn ich dem, was Max Fechner als Präsident der 
Deutschen Justizverwaltung .und als Politiker heute hier erklärt hat, als Jurist mit vollem Herzen 
zustimme und das, was er gesagt hat, als richtunggebend und zielsetzend nicht nur für die demokratische 
Justiz unserer Zone, sondern darüber hinaus für die demokratische Justiz in ganz Deutschland erkläre.

Deshalb, meine Damen und Herren, bitte ich Sie, mir zuzustimmen, wenn ich — entgegen den Ge­
pflogenheiten unserer früheren Dienstbesprechungen dieser Art — den Antrag stelle, die heute abge­
gebenen bedeutsamen Erklärungen des Präsidenten nicht in unserem engen Rahmen versickern zu lassen, 
sondern Sorge dafür zu tragen, daß sie der breitesten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Ruhrstatut und politische Unabhängigkeit
Von Dr. Leo Zuckermann, Berlin
„Selbstbestimmung der Nationen heißt ihre 

politische Unabhängigkeit. Der Imperialismus hat 
die Tendenz, diese zu durchbrechen, da bei politi­
scher Annexion die wirtschaftliche häufig leichter, 
billiger (es ist leichter, die Beamten zu be­
stechen, Konzessionen zu erhalten, vorteilhafte 
Gesetze durchzubringen u. ä.)t bequemer, ge­
ruhsamer ist — genau so wie der Imperialismus 
die Tendenz hat, die Demokratie überhaupt .durch 
die Oligarchie zu ersetzen.“

W. I. Lenin, Eine Karikatur auf den 
Marxismus, in: Lenin, Sämtliche Werke, 
Band XIX, Seite 250.

Am 22. Dezember 1948 beschlossen die USA, Groß­
britannien, Frankreich und die Beneluxländer die 
Errichtung einer Ruhrbehörde. Sie verwirklichten da­
mit das, was sie bereits im Juni 1948 angekündigt hat­
ten. Der Wortlaut dieses Abkommens ist der Öffent­
lichkeit am 28. Dezember 1948 übergeben worden.

Das statuierte, d. h. das Deutschland diktierte Ruhr­
abkommen ist eine der Vereinbarungen der separaten 
Londoner Sechsländerkonferenz. Die anderen Deutsch­
landabkommen betreffen die Organisation des militäri­
schen Sicherheitsamtes, die Richtlinien für die Bildung 
einer verfassungsgebenden Versammlung in West­
deutschland, die Richtlinien für die Überprüfung der 
Ländergrenzen und die Richtlinien für ein Besatzungs­
statut. Diese verschiedenen Dokumente bilden in sich 
ein zusammenhängendes, geschlossenes Ganzes. Sie 
sind der Ausdruck für das Bestreben der Signatar­
mächte auf Schaffung neuer staats- und völkerrecht­
licher Zustände für die westlichen Besatzungszonen 
Deutschlands.

Diese Dokumente sind auf Beseitigung der inter­
nationalen Vereinbarungen gerichtet, die auf der 
Grundlage der Beschlüsse von Teheran und Jalta in 
der Potsdamer Konferenz zwischen der UdSSR, den 
USA und Großbritannien zustande kamen.

Das Ruhrstatut ist das Kernstück der Deutschland­
abkommen der Londoner Separatkonferenz. Eine Wür­
digung der übrigen Dokumente, die nicht vom Ruhr­
statut ausgeht, würde zu falschen Schlußfolgerungen 
führen und der erstrebten Veränderung der öffent­
lich-rechtlichen Verhältnisse im Westen Deutschlands 
nicht gerecht werden.

So kann man z. B. den Verfassungsentwurf des Bon­
ner Parlamentarischen Rates nicht allein von seinem 
Texte her interpretieren. Dieser Verfassungsentwurf 
steht im innigsten Zusammenhang mit dem Ruhrstatut 
einerseits und dem angekündigten Besatzungsstatut 
andrerseits. Nachdem das Ruhrstatut in seinem Wort­
laute vorliegt und eine Reihe von Verlautbarungen 
über das Besatzungsstatut vorhanden ist, kann man 
bereits heute mit voller Gewißheit sagen, daß die vom 
Bonner Parlamentarischen Rat ausgearbeitete Verfas­
sung gar nicht das für die staats- und völkerrechtliche 
Neugestaltung der westdeutschen Gebiete entscheidende 
Dokument sein wird. Charakter und Wesen der Neu­
ordnung ergeben sich vielmehr aus dem Ruhrstatut in 
Verbindung mit dem kommenden Besatzungsstatut.

Schon dieser Umstand ist äußerst bezeichnend. In 
einer echten Demokratie ist die Verfassung die Wider­
spiegelung der realen Verhältnisse. Um die realen 
Verhältnisse in Westdeutschland zu erfassen, dürfen 
wir nicht von dem Verfassungsentwurf des Bonner 
Parlamentarischen Rates oder später von dessen Ver­
fassung selbst, sondern wir müssen vom Ruhr- und

Besatzungsstatut ausgehen, das den Kompetenzen 
deutscher Beschlußorgane entzogen ist. Nehmen wir 
ein Beispiel:

Artikel 21 Absatz 2 des Bonner Verfassungsentwurfs 
nach seinem Stand vom 13. Dezember 1948 lautet: 
„Alle Staatsgewalt geht vom, Volke aus.“ Ist es wirk­
lich so, daß in Westdeutschland Kontrolle und Beherr­
schung des öffentlichen Lebens beim Volke liegen oder 
liegen werden? Das Ruhrstatut legt fest, daß die Len­
kung der Produktion und Verteilung aller Montan­
erzeugnisse durch die „Internationale Ruhrbehörde“ 
geschieht. Es gibt keine industrielle oder landwirt­
schaftliche Produktion, die nicht von Kohle, Koks, Stahl 
oder Eisen abhängig wäre. Die Machtbefugnisse der 
Ruhrbehörde beschränken sich deshalb nicht auf das 
Gebiet, das das Ruhrstatut als „Ruhrgebiet“ umschreibt, 
sondern erstrecken sich auf das Wirtschaftsleben ganz 
Westdeutschlands, wobei wir die Einflußnahme auf 
außerdeutsche Wirtschaften hier außer acht lassen wol­
len. Die Ruhrbehörde hat außerdem das Recht, Trans­
portmaßnahmen, Preise, Quoten, Zölle und andere 
deutsche Regierungsmaßnahmen zu überprüfen, so­
weit sie die Ruhrproduktion berühren könnten. In der 
Praxis wird es kaum eine wichtige handelspolitische 
Maßnahme geben, die nicht in irgendeinem Zusammen­
hang mit der Produktion oder Verteilung der genann­
ten Rohstoffe in ihrem jeweiligen Bearbeitungszustand 
steht. Diese Befugnis der Ruhrbehörde bedeutet also, 
daß es kaum einen Sektor der Wirtschafts- und der 
Handelspolitik in Westdeutschland geben wird, der 
nicht der Kontrolle durch die Ruhrbehörde unterliegt. 
Das Ruhrstatut stattet die Ruhrbehörde mit Vollmach­
ten und mit einem Grad von Hoheitsbefugnissen aus, 
die sie zu einem unumschränkten Diktator über die 
Lebensverhältnisse der westdeutschen Bevölkerung 
machen.

In der Ruhrbehörde sind weder das deutsche Volk 
noch die Organisationen der werktätigen Bevölkerung 
Westdeutschlands vertreten. Die für spätere Zeiten 
vorgesehenen drei deutschen Stimmen werden auf 
Grund des Gesetzes Nr. 75 der britischen und amerika­
nischen Militärregierungen vom 10. November 1948 den 
Vertretern der Privateigentümer der deutschen In­
dustrie eingeräumt. Das Stimmenverhältnis ist so auf­
gebaut, daß einmal die deutschen Stimmen die Ent­
scheidungen nicht beeinflussen können und daß andrer­
seits das Übergewicht der USA und Großbritanniens 
gesichert ist. Die Ruhrbehörde ist das Organ, das in 
Westdeutschland die ökonomische Gewalt nach den 
Beschlüssen der Regierungen in Washington und Lon­
don ausübt.

Im imperialistischen Stadium der bürgerlichen Ge­
sellschaft gravitiert die politische Macht zu der bei den 
Monopolvereinigungen befindlichen ökonomischen 
Macht. Der Imperialismus strebt nicht nach politischer 
Freiheit, sondern nach Herrschaft. Die Herrschafts­
tendenzen der Monopolvereinigungen erstrecken sich 
auf den Staatsapparat und machen ihn zu einem Exe­
kutivorgan ihrer Belange. Das Ruhrstatut sichert in 
Westdeutschland die ökonomische Macht des anglo- 
amerikanischen Imperialismus und damit auch die 
Voraussetzungen zur Beherrschung des westdeutschen > 
Verwaltungsapparates. Die politischen Machtverhält­
nisse, die Rechtsverhältnisse, die sich für die Bezie­
hungen zwischen Westdeutschland und den Regierun­
gen der Ruhrbehörde ergeben, werden durch das Be­
satzungsstatut geregelt. Das Besatzungsstatut wird die 
rechtspolitische Ergänzung des Ruhrstatutes. Es wird 
die eigentliche Verfassungsurkunde Westdeutschlands.
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